
einem Gewohnheitsrecht herausgebildet, und er sei der Mei­
nung, daß in dem vorliegenden Falle nicht anders verfahren 
werden könne, als dies bisher üblich gewesen sei.

Der Verklagte hat die Abweisung der Klage beantragt und 
eingewendet, daß der Kläger sich nur auf den im § 34 des 
Gesetzes der Arbeit festgesetzten Urlaub berufen könne. Ein 
darüber hinausgehendes Urlaubsverlangen könne nur unter 
der Bedingung erfüllt werden, daß für den Zeitraum einer 
solchen Beurlaubung keine Entlohnung stattfinde.

Das Kreisarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und sich 
in seinen Entscheidungsgründen im wesentlichen der Rechts­
auffassung des Verklagten angeschlossen. Dieser Rechtsauf­
fassung stehe auch der Inhalt des Lohn- und Gehaltsabkom­
mens für die Theater und die Kulturorchester der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht entgegen. Hier läge im Gegen­
satz zu der Beurlaubung auf Grund der Verordnung über 
Erholungsurlaub ein eigen wirtschaftliches Interesse des. Klägers 
vor. Demzufolge wäre dies eine Freistellung von der Arbeit 
ohne Weiterzahlung des Gehaltes.

Der Kläger hat gegen das Urteil des Kreisarbeitsgerichts 
Berufung eingelegt. Die Berufungsbegründung geht davon aus, 
daß das Gericht erster Instanz zwar richtig die verschiedenen 
Arten des Urlaubs dargelegt habe, diese aber im vorliegenden 
Rechtsstreit nicht anzuwenden seien, da es sich um keinen 
Urlaub im arbeitsrechtlichen Sinne handele, sondern lediglich 
um die Befreiung von der Pflicht, sich auch in der dienst­
freien Zeit am Vertragsort aufzuhalten. Der Kläger habe weder 
tariflich zustehenden noch unbezahlten Urlaub beantragt. Er 
habe lediglich um die Genehmigung nachgesucht, seine dienst­
freie Zeit außerhalb von Z. zu verbringen. Die Genehmigung 
dazu habe er vom Intendanten des Theaters erhalten, da er in 
der Zeit vom 13. bis 29. November 1953 völlig ohne Beschäfti­
gung war. Seine Anschrift in Hamburg habe er hinterlassen, 
so daß er in ein bis zwei Tagen wieder in Z. habe sein 
können, wenn der Verklagte ihn benötigt hätte. Die Auf­
fassung des Vordergerichts, daß Ziff. 12 c) und d) der Son­
derbestimmungen für das Solopersonal im Tarifvertrag für 
die Theater und die Kulturorchester der Deutschen Demo­
kratischen Republik die strittige Frage erschöpfend regelten, 
sei nicht zutreffend. Aus Ziff. 12 a) sei doch zu schließen, 
daß die Zahlung der Einkünfte nur dann in Wegfall komme, 
wenn für eine Gastspieltätigkeit Honorar gezahlt werde.

Von Amts wegen wurde ein Gutachten der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik — Ministerium für Kul­
tur — beigezogen.

Aus den G r u n d  e'n :
Im vorliegenden Rechtsstreit war die Frage zu klären, 

ob dem an Theatern oder in Kulturorchestern beschäf­
tigten Solopersonal die Vergütung zusteht, wenn sie 
sich in ihrer spielfreien Zeit außerhalb des Vertrags­
ortes aufhalten.

Unbestritten ist, daß der Kläger vom 13. bis 29. No­
vember 1953 mit Genehmigung des Intendanten in 
Hamburg und in dieser Zeit spielfrei war, also keine 
dienstlichen Verpflichtungen gegenüber dem Verklagten 
hatte. Ebenso unstrittig ist, daß der Kläger in dieser 
Zeit keine Gastspieltätigkeit ausgeübt hat.

Der Inhalt der Arbeitsrechtsverhältnisse besteht aus 
der Gesamtheit der den Beteiligten zugewiesenen Rechte 
und Pflichten. Die Rechte und Pflichten können durch 
das Gesetz und durch normative Akte festgelegt werden. 
In unserem demokratischen Staat bestimmen die Ge­
setze weitgehend den Inhalt der Arbeitsrechtsverhält­
nisse. Bei gewissen Rechten und Pflichten ist die ge­
setzliche Festlegung nicht möglich, sie müssen daher 
im Arbeitsvertrag oder durch persönliche Vereinbarung 
festgelegt werden. Hierzu gehört auch die Abrede über 
die Arbeitsaufgabe, über Umfang und Zeit, wann sie 
zu erfüllen ist. Diese Abrede kann nicht gesetzlich fest­
gelegt werden, weil sie in jedem Falle verschieden sein 
kann. Dieser Tatsache trägt auch das Lohn- und Gehalts­
abkommen für die Theater und die Kulturorchester der 
Deutschen Demokratischen Republik — in der Folge 
Lohn- und Gehaltsabkommen genannt — Rechnung, in­
dem es im Abschn. III Sonderbestimmungen für das 
Solopersonal enthält.

Bei den großen Aufgaben, die alle auf dem Gebiete 
der darstellenden Kunst Beschäftigten zu erfüllen 
haben, muß zwangsläufig bei der Festlegung des Um­

fangs der Arbeitsaufgabe ein besonderer Maßstab an­
gelegt werden. Man wird z. B. von einem Sänger nicht 
verlangen, daß er im Turnus des Wochenablaufs täglich 
acht Stunden singt, wie von einem Handwerker gefor­
dert werden muß, daß er täglich acht Stunden die ver­
einbarte Tätigkeit ausübt. Deshalb legen die Sonder­
bestimmungen des Lohn- und Gehaltsabkommens in 
Ziff. 3 fest, daß Art und Umfang der Tätigkeit des 
Mitgliedes im Rahmen seiner Kunstgattung und seines 
Aufgabengebietes von der Theaterleitung bestimmt 
wird. Die Höhe der Vergütung ist in diesem Falle nicht 
abhängig von der geleisteten Arbeitszeit, sondern von 
der Qualität der künstlerischen Leistung im Rahmen 
des yon der Theaterleitung bestimmten Umfanges. 
Durch die Theaterleitung wurde der Spielplan und da­
mit der Umfang der von dem Kläger zu leistenden 
künstlerischen Tätigkeit so festgesetzt, daß er vom 13. 
bis 29. November 1953 ohne jede Beschäftigung war. 
Trotzdem erwuchs für den Verklagten die Verpflich­
tung zur Weiterzahlung der vereinbarten Vergütung, 
da der Kläger ja bereit war, seine Pflichten zu erfüllen. 
Es stand dem Verklagten frei, die Leistung des Klägers 
in Anspruch zu nehmen..

Das Lohn- und Gehaltsabkommen bringt keine be­
sonderen Rechtsvorschriften über die spielfreie Zeit, so 
daß diese Regelung ohne Zweifel der Vereinbarung 
der Parteien unterliegt. Eine derartige Vereinbarung 
wurde zwischen dem Kläger und dem Intendanten, also 
dem Vertreter des Verklagten, für die Zeit vom 13. bis
29. November 1953 getroffen. Der Intendant war damit 
einverstanden, daß der Kläger, da er in dieser Zeit nicht 
benötigt wurde, eine Reise nach Hamburg unternahm. 
Diese Zustimmung des Intendanten war durchaus not­
wendig, da der Kläger sich nicht ohne diese für län­
gere Zeit vom Vertragsort entfernen konnte, da nur 
der Intendant entscheiden konnte, ob der Kläger nicht 
doch benötigt würde. Daß dieser dann seine Zustim­
mung zur Reise gegeben hat, ist durchaus zu vertreten, 
da es Wirklich für den Verklagten unerheblich ist, ob der 
Kläger seine dienstfreie Zeit in Z. oder in Leipzig, Berlin 
oder Hamburg verbringt. Diese erteilte Zustimmung^ 
des Intendanten mußte aber dem Kläger genügen. Er" 
war keinesfalls verpflichtet, erst noch die Genehmigung 
des Oberbürgermeisters einzuholen, wie es der Ver­
klagte jetzt fordert. Ziff. 7 der Sonderbestimmungen 
für das Solopersonal bestimmt, daß das Mitglied wäh­
rend der Zeit, in der es vertraglich verpflichtet ist, 
eine künstlerische Tätigkeit außerhalb seines Vertrags­
verhältnisses nur mit Einwilligung des Leiters des Insti­
tutes ausüben darf. Damit ist aber bestimmt, wer der 
weisungsbefugte Vorgesetzte für das Solopersonal ist 
und daß dieser berechtigt ist, auf das Arbeitsverhältnis 
einwirkende Abreden zu treffen.

Der Einwand des Verklagten, daß die Gewährung 
des Urlaubs an die Mitglieder in Ziff. 12 a) bis d) der 
Sonderbestimmungen geregelt ist, trifft zwar zu, jedoch 
sind diese Rechtsbestimmungeri im vorliegenden Falle 
nicht anwendbar. Es hat sich in keiner Form um Ur­
laub gehandelt, selbst wenn der Kläger in seinem 
Gesuch diese Formulierung gebraucht hat. Unbezahlter 
Urlaub konnte doch nur dann gewährt werden, wenn 
der Kläger in seiner Abwesenheit zur Leistung von 
Diensten verpflichtet gewesen wäre.

Die Rechtsauffassung des Gerichts deckt sich auch mit 
der des Ministeriums für Kultur, welches im Gutachten 
vom 24. Juni 1954 wörtlich zum Ausdruck bringt:

„Ebenso ist die Handhabung, wenn die Freizeit 
zur Durchführung privater Reisen gewährt wird. 
Ist das Mitglied dienstfrei, so werden im allge­
meinen keine Einwände erhoben, und es erfolgt 
auch kein Gagenabziug.“

Die Entscheidung des Kreisarbeitsgerichts und der 
Beschluß der Konfliktkommission waren aus diesen 
Gründen aufzuheben und durch eine andere Entschei­
dung zu ersetzen.

H e r a u s g e b e r :  Das Ministerium der Justiz, das Oberste Gericht, der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik. — V e r 1 a g : (4) VEB Deutscher Zentralverlag, Berlin. Fernsprecher: Sammel-Nr. 6"> 64 U. Postscheckkonto: 1400 25. 
C h e f r e d a k t e u r :  Hilde Neumann, Berlin NW 7. Clara-Zetkin-Str. "93. Fernspr.: 232 1605, 232 1611 u. 232 1646. — Er­
scheint monatlich zweimal — B e z u g s p r e i s :  Einzelheft 1,20 DM. VierteUahresabonnement 7,20 DM einschl. Zustellgebühr. 
In Postzeitungsliste eingetragen. — Bestellungen über die Postämter, den Buchhandel oder beim Verlag. Keine Ersatzansprüche 
bei Störungen durch höhere Gewalt. — Anzeigenannahme durch den Verlag. Anzeigenberechnung nach der zur Zeit gültigen 
Anzeigenpreisliste Nr. 4. — Veröffentlicht unter der Lizenznummer 1001 des Amtes für Literatur und Verlagswesen der Deutschen 

Demokratischen Republik. — Druck: (505) MDV Druckhaus Michaelkirchstraße.

740


